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Verordnung 

zur Durchführung des Abkommens vom 21. Mai 1970 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 
über den Grenzübertritl von Personen im kleinen Grenzverkehr 

Vom 14. Juli 1970 


Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Gesetzes über 
(las Pdßwesen vom 4. Miirz 1952 (Bundosgc.setzbl. 1 
S, 29t)) und df's § 3 Abs. 2 des Aiisländergos;(>tzes 
vorn 28. April 1965 (Biindescjeselzbl. I S. 353), beide 
zuh'tzt geändert durch Gesetz vom 23, Juni 1970 
(Bundesgeset/bl. I S. 805), wird mit Zustimmung des 
Biindcsratps vt'rordncl: 

§ 1 

An der deutsch-schweizerischen Grenze wird der 
Grenzübortritt von Personen im kleinen Grenzver- 
kehr nach Maßgabe des Abkommens vom 21. Mai 
1970 eiieichtort. Das Abkommen wird nachslehend 
vcrtilientücht. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 dos Dritten Über- 
leilungsgt'selzes vom 4. Januar 1952 (Bundosgesotz- 


blatl I S. 1) in Verbindung mit § 14 des Gesetzes 
über das Paßwosen und § 53 des .Aii.siandeigc'si’l/es 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Krall, 
an dem das.Abkommen nach seinem Artikel 17 Abs. 1 
in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt nn dem Tage außer 
Kraft, an dem das Abkommen nach seinem .Ar¬ 
tikel 17 .Abs. 2 außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und des .Außer¬ 
krafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekiinnlzti- 
geben. 


Bonn, den 


14. Juli 1970 


Der Biindesministcr des Innern 
In Vertretung 
Dl. Hartkopf 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 
über den Grenzübertritt von Personen im kleinen Grenzverkehi 


DIE REGIERUNG 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT 

\OM WUNSCHE GELEITET, den Personenverkehr in 
den Grenzzonen zu erleidilern, 

HABEN rOLGENDES VEREINBAR f: 


hdbers enlhallen. Kinder bis /u 16 Jahren können in die 
Grenzkarte des gesetzlichen Vertreters eingel ragen wci- 

(5) Die Grenzkurte kann mit einer Gülligkrnlsdauer bis 
zu 5 Jahren ausgestellt und bis höchstens 10 Jahren ver¬ 
längert werden. Bei Drittauslandern darl die Gültigkeits¬ 
dauer der Grenzkarfe diejenige der Aufonthaltsei laiilinis 
(Aufenihaltsbevvillignng/ nicht ii bersch reiten. 


Grenzzonen 

(II Dieses Abkommen regelt den Cienzubeitiitt von 
Pci.soiien zwischen den Grenzzonen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz. Es erstreckt sich ebenlalls 
aul den kleinen Grenzverkehr zwischen der Bundesrepu- 
Irlik Deutschland und dcmi Fürslenluin Liechtenstein. 

(El Grenzzonen sind; 

in clcM Bundesrepublik Deutschland: 
die“ Städte Ereiburt) i Brsg., Lindau i. Bodensee und 
Kempten, sowie die Landkreise Froiburg, Mullheiin, 
Lörrach, Säckingen, Waldshut. Neustadt, Villingen, Donau- 
cschingen, Konstanz, Slockach, Uberlingen, Tuttlingc-n, 
Sigrikiringc'ii, Saulgau, Bibeiadi, Ravensburg, Teitnang, 
Welligen, Lindau, Sünlhofcii und Kempten; 

n| die Kantone Basel-Stadl, Basel-Land, Solothurn, vom 
Kanlon Bern die Bezirke Laulen, Delsberg, Munster 
und Wangen, der Kanlon Aargau ohne den Bezirk 
Muri, der Kanlon Zürich ohne die Bezirke Aflollern 
und Horejen. die Kantone' Schallhausen, Thnrgaii, St. 
Gallen, Appenzell I.Rh., .Ap|)enzell A.Rh.; 
b| chis riirstentum Liechtenstein. 


Grenzkarte 

(1) .Angehörigen der Vertragsstaaten und Drillauslan- 
clern, die eine .Aulenlhaltserlaubnis (Aufenthaltsbewilli- 
yung) eint's Vertragsstaales besitzen, kann, wenn sie Be¬ 
wohner der Grenzzonen sind, von den zuständigen Behör¬ 
den dc's VVülinsilzslaales eine Grenzkarte ausgestellt wer- 

li) Die Grenzkarle berechtigt den Inhaber, die Grenze 
beliebig oft zu überschreiten und sich ohne Aulenthalts- 
. ilaubnis (Aufenlhallsbewilligung) bis zu drei Tagen in 
ilii anderen Grenzzone aufzuhallen. Grenzkarlen für 
Dl illausländei bedürfen der Gegenzeichnung durch che 
.oistd.'uligen Behörden des anderen Vertragsstaates. 

(3) Die Ausübung einer Erwerbstatigkeit riditet sidi 
nach den innerslaalUchen Rechtsvorschriften i in der 
Schweiz isl eine Grenzgangerbewillignng erforderlich. 

(4) Die Grenzkarto muß den Namen und V'ornamen, das 
Geburtsdatum, den Geburts- oder Heimatort, die Staals- 
angeliöiigkeil, den Wolinort sowie eine Fotografie des In- 


Ausflugssthein 

(1| .Angeboi igc-n der \'erliagsstaalen sowie rin aiideicn 
Verliagsstaat nidit der VisiimsptlidU uiilerslehcncleii 
Drittauslanclei n, die kein giilliges Gren/iibei Irillspapiei, 
aber einen amtliclien mit einer Fcilocjialie verseheneii 
Ausweis besitzc'ii, kann con den zuslandrgeri Beliörclcn 
des Wohnsitz.- oder .Auleiilh<i!tsslaates ein Aiisllugsschc'in 
ausgestellt werden, aiidi wenn sie außeihalb der Vi*i- 
tragsstaaten wcihrien. Kinder tiis zu l(i .lahreii können, 
auch wenn sie keinen amtlichc'n .Ausweis besitzen, in chm 
Ausflugssc.hein einer erwaciisencn Rc'cjU'ilperson eincie- 
tragen werden, 

(2| Del .Auslhicjssclieiii muß dc.'ii Namen und \ cii iiaiiieii 
des [nbabei's entlialten. 

(3) Fui Gruppen von Kiiideiii liis zu Hi Jaliiim, die srcli 
in BegloiUing eines ervvadisenen Rc-iseleitcrs belindeii, 
kann ein Sanunelausilugssciiein ausgestellt werden. Der 
Reiseleiter muß mindesten.s einen Ausweis irri .Sinne von 
Absatz 1 besitzen. Die Kindei benöligen keinen Ausweis; 
es ist iediylich iliie Anzahl einz.uiragen, 

(4) Ausllugssciiein und Samnielausfluyssdieiii haben eine 
Gülligkeit von 7 Tagen. Sie berechtigc'ii wählend doi 
Gültigkeitsdauer zu mehrmaligen Grenziiliei li itteii und 
zum Aiifenthall in der anderen Grenzzone' ohne .Aulc nt- 
hallserlaubnis (Aiilenlhallsbewilligung). 

(5) Aiisflugsschein und Saiiiineläustluc|ssclicin diirlen 
nicht für Personen ausgestellt werden, die bcabsiditigc'ii, 
in der anderen Clrenzzone C'ine Erw ei bslal icjkeil auszii- 


Dienstausweis 

Das Personal der olfentlidien Verwaltungen und Tiaiis- 
portanstallen kann die Grenze zur Ausübung seinei 
dienstlichen Funktionen auf Grund eines mit einer Folo- 
gicifie versehenen Dien.slauswei.sc'.s iilieischieitcn, Dc'i 
Aufenthalt in der anderen Gienz.zoiic hat sich jeweils aul 
die Daiic'i der diensllidien Tälicjkc'il zu liesdiiunken 


Artikel 5 

Grenzüberlritt 

Die Grenze darf nur an amllic.ti zucjeldssc nc-ii Gien/- 
ubergangsslellen und innerhall) der feslgesetzli'n Vc'i- 
kehrsstunden überschritten werden; \ orliehallen bleiben 
die Artikel 6, 7, 8 und 10. 
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I ( i k (' 1 6 

GrenzüberlritI außerhalb zugelassener Grenzübergangs¬ 
stellen oder außerhalb festgesetzter Verkehrsstunden 

(1) Bew nhi'.oi n der Grenz/onen, die ein beredil igles In- 
leresse haben. dl<' Grenzt' außerhalb der zugelassenen 
Grenz.ubert|antjsslellen otler außerhalb der feslgeselzten 
Verkehrsslunden zu idrersehreiten, können die zustandi- 
t|en Behörden des Wohnsilzstaates die hierfür erforder¬ 
liche Erlaubnis (Bewillitjunti) erteilen. Darin sind die für 


Übertritt niitzuführen und auf Veilangen den lui die 
Grenzkontrolle zuständigen Beamten zur Prüfung auszu¬ 
händigen. Beim Ausflugssthein gilt dies auch für den die¬ 
sem zu Grunde liegenden Ausweis, bei der Erlaubnis (Be¬ 
willigung) nach Artikel 6 od. i 8 liir das dazugehörende 
Greiizübertrittspapier. 

|2| Die Milführungspflidil enilälll bei Landwirlen und 
ihrem Dienstpersonal, wekfie die Grenze zur Bewirtsthaf- 
liing von Grundstücken in der benathbarlen Grenzzone 
überschreiten miisseii. 


(2) Die Eilaiibnis IBewilligung) wird nur Inhabern eines 
gulligen Grenziibt'ilrillspapieis ausgestellt: sie muß den 
Namen, Vornamen und das Geburtsdatum des Inhabers 
enthalten. Kinder bis zu Hi .lahren können in die Erlaub¬ 
nis (Bewilligung) des geselzlirhen Vertreters eingetragen 
weiden, 

(3) Die Gültigkeitsdauer ilei Erlaubnis (Bewilligung) darf 
diejenige des Crcnz.übertriltspapiers nicht überschreiten. 
Wird die Erlaubnis (Bewilligung) Inhabern eines schwei¬ 
zerischen oder liechtensteinischen Reisepasses erteilt, so 
darf ihre Gültigkeitsdauer das Ablautdalum des Passes 
bis zu 5 Jahren tibersthreifen. 


.Artikel 10 

Grenzübertritt zur Hilfeleistung 

Die Grenze kann jederzeit auch außerhalb der zngeia.s 
senen Grenzübergangsstellen ohne Beachtiing der son-^ 
hierfür geltenden Vorschriften übersctiritten werden wiui: 
dies erforderlich ist, um bei Unglücks- oder Katasl i oplu-n 
fällen in den Grenzzonen Hilfe zu leisleii oder in ,\n 
sprudi zu nehmen. 

A r I i k e 1 11 

Verweigerung und Entzug 


(4) Dc'i zusländigeii Behörde di's anderen Verlracjs- 
slaales ist vom Inhalt der Erlaubnis (Bewilligung) nnver- 
züglich Kennlnis zu geben. 

(.5) Liegen in grenznahen Gemeinden besondere Vei- 
halliiisse vor, künnen die zuständigen Behörden der Ver- 
tiagsstaiiten im Einverständnis mit den zuständigen Zoll- 
iK'hiirden im gegenseitigen Einvernehmen Grenzüber¬ 
gangsstellen bc'slimmen, wehhe von Bewohnern dieser 
Gemeinden, die ein lur den Grenziibertriü gültiges Aus- 
weis])apiei besitzen, außerhalb der festgcsetzlen Vei- 
kehrssliinden ohne besondere Erlaubnis (BcwilliguiK|) 
ubeischiilien werden können. 


Grenziibertritt auf Wanderwegen 

(l| .Aiigeliorige der Verlragsslaalen sowie im anderen 
Veiliagsstaat der Visumspilicht nicht unterstehende Drilt- 
<iuslander, die ein zum Gronzuberlrill gültiges Ausweis¬ 
papier besilzen, künnen die Grenze als Wanderer aul den 
daiür bestimmten Wegen überschreiten. 

(2) Die zuständigen Behörden der Verlragsslaalen wer¬ 
den die Wanderwege und die für den Grenzübortritt zu- 
(lelassenen Zeiten im gegenseitigen Einvernehmc'ii fest- 


Grenzverkehr auf dem Bodensee und dem Hochrhein 
(1) Angehörige der Vertragsslaaten sowje im anderen 
Verliagsslaal der Viscimspflicht nicht unterstehende Dritt- 
.lusländer, die nicht dem gewerbsmäßigen Personentrans¬ 
port dienende Wasserlahrzeuge benutzen und ein für den 
Grenzübertritt gültiges Ausweispapier besitzen, können 
auf dem Bodensee und dom Hoctirhein außerhalb der zu- 
cjelassenen Grenziibergangsstellen oder außerhalb der 
festgesetzten Verkehrsslunden mit besonderer Erlaubnis 
IBowilliguncjl an Land gehen und ablegen. 

12) Von dem Ertordernis der Erlaubnis (Bewilligung) 
kann alkjemein oder fiir bestimmte Personenkreise abge- 


|1| Die Ausstellung einer Grenzkarlo, eines .Ausflmis- 
sdieines oder einer Erlaubnis (Bewilligungl nadi .Anikel ü 
oder 8 wird versagt (verw'eigort), wenn Tatsadien die An¬ 
nahme rechtfertigen, daß der Anlragslc'ller das Papier 
mißbräuchlich benutzen, insbesondere die Vorscfirillen 
über die Ein-, Aus- oder Durciifuhr von Waren und Be- 
lörclerungsmitteln übertreten oder umgehen oder von 
den ihm für den Grenzüberlrilt vorgescliricbeni'ii .Stc'llou 
oder Zeiten abweichen wird. 

(2) Die Grenzkarle, der Austlugssdiein oder die Erlaub¬ 
nis (Bewilligung) nach Artikel ü oder 8 werden ent/ogc'ii, 
wenn Tatsachen eintreten oder nachträglich bekannt wur¬ 
den, weldie die Versagung (Verweigerung) rechlleilicien 
w'ürden. Sie sind ferner zu entziehen, wenn die fiii die 
Grenzkontrolle zuständige Beliürde des anderen Veitiiujs- 
staates es verlangt und innerslaatlidies Recht nidit ent- 
gegenslc'ht. Der Entzug einer Gren/kaite ocli'r einer Er¬ 
laubnis (Bewilligung) nach .Artikel (> wird der Im die 
Ciren/konlrolle zuständigen Beliörde des anderen \'ui- 
tragsstaates unverzüglidi mitgeteill. 

(3) Bei Mißbrauch können die GrenzkontrülltH'ainiun 
der Vertragsslaaten Grenzkarlen, Ausflugsscheinu oclur 
Erlaubnisse (Bewilligungen) nadr Artikel (i voiiaufici ein- 
hehalten (beschlagnahmen). Die einhehaltenen (heschlag- 
nahmlen) Papiere sind unter Angabe des Grundes lunci- 
z.üglich der Behörde zu übersenden, die sie ausgc'.slcll! h.ii. 
Diese hat über den Entzug zu entscheideu. 

(4) Die Gegenzeichnung der Grenzkarle für Dnltmis- 
lander nach Artikel 2 Absatz 2 kann oline .Angalie \ on 
Gründen verweigert werden. 


Zuständige Behörden 

Die Vertragsstaaten werden sidi auf diptomatischi'iii 
Wege davon in Kenntnis setzen, weldies die zuständigc'u 
Behörden im Sinne dieses Abkommens sind. 


Artikel 13 


\ r I i k e I 9 
Milfiihrungspflicht 

(I) Die G.ic'u/karte, der Aiisilugssdiein oder die Erlaub¬ 
nis (BuwilhcjuiKj) nach .Artikel ü oder 8 sind beim Grenz- 


Rückübernahme von Personen 

Die Vertragsstaaten werden Personen, die auf Ciun.l 
der Vergünsliguncjcm dieses Abkommens in das IIoIumIs- 
gebiet des anderen k'ertragsstaates eingereist sind, jedui- 
zeit formlos ziirückübcrnchmen. 
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V'orbehaltene Vorschriften 

Die Vorschritlen beider Vertraejsstaaten über 

1. die Zurückweisung, Weg- oder Ausweisung von Aus¬ 
ländern und die Ausübung einer Erwerbstätigkeil durch 

2. die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren und Beförde- 
rungsmilleln, insbesondere die Zollvorschriften, 

bleiben unberührt. 

Artikel 13 

Anwendung für das Land Berlin 
Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge¬ 
genüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von 
3 Monalen nadi Inkrafllreten des Abkommens eine ge¬ 
genteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 16 

Vorübergehende Aussetzung des Abkommens 
Jeder der beiden Vortragsstaaten kann aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung die Durchfüh¬ 
rung dieses Abkommens vorübergehend ganz oder leil- 
weisc aussotzen. Dies ist dem anderen Vertragsstaat un¬ 
verzüglich auf diplomatischem Wege mitzuleilen. 


Inkrafttreten, Dauer und Kündigung 

(1) Das Abkommen wird duidi Nofenausltuisch in Krall 
gesefzl. Dieser wird vollzogen, sobald die \ crla.ssungs- 
rechtlichen Voraussetzungen iür das liikralüreten in bei¬ 
den Staaten gegeben sind. 

(2) Das Abkommen wird Iür die Dauer eines Jahres ab¬ 
geschlossen. Es bleibt wcitcrliin für jeweils 1 Jahr in 
Kraft, sofern es nicfit 6 \fonate cor Ablauf des .Jahres 
gekündigt wird. 

Schluff best immungen 

fl) .Mit dem tnkrafttietcn dieses Abkommens freien das 
Übereinkommen über den Grenzübertritt von Personen 
im kleinen Grenzverkehr vom 25. Januar 1952 sowie alle 
mit dem vorliegenden Abkommen im Widerspruch ste¬ 
henden Vorschriften und X'crcinbarungeii der benacfi- 
barten deutschen und schwcizerisdien Behörden, soweit 
sie den kleinen Grenzveikelir betreffen, außer Kraft, 

(2) Angehörige der Vertragsstaaten, die in den Grimz- 
zonen wohnen, können sich außer mit einer Grenzkarte 
auch mit einem gültigen Paß oder mit einem gültigen 
Personalausweis (einer gültigen Identitätskarlc) zur Aus¬ 
übung einer Erwerbstatigkeit in die andere Grenzzone 
begeben und sicli dort bis zu drei Tagen aullialten. Die 
innerstaatlichen Redilsvorsdiriftcn über die .Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit bleiben unberührt. 

(3) Auf Grund dccs Chcreinkommens vom 2,5, .Januar 
1952 ausgestellte Gicnzkarten hloiben gültig: ihre Gül¬ 
tigkeitsdauer darf nicht verlängert worden. 


GESCHEHEN zu Bonn, am 21. Mai 1970, in zwei Ui- 
schriflen in deutscher Sprache. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
Duck Witz 


Für den 

Schweizerischen Bundesrat 
Lacher 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens 
über die Errichtung eines Internationalen Weinamts in Paris 

Vom 30. Juni 1970 

Das Abkommen vom 29. November 1924 über die 
Errichtung eines Internationalen Weinamts in Paris 
(Bundesgesetzbl. 1969 II S. 2179) ist nach seinem Ar¬ 
tikel 6 für 

Syrien am 25. November 1969 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 7. Marz 1970 (Bundesgesetz¬ 
blatt II S. 131). 


Bonn, den 30. Juni 1970 


Der Bundesminisler des Auswärtigen 
In Vertretung 
Frank 
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Bekanntmachung 

zu der Nizzaer Fassung des Madrider Abkommens 
über die internationale Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken 

Vom 1. Juli 1970 

Die in Artikel 3'’'’ des Madrider Abkommens vom 

14. April 1891 über die internationale Registrierung 
von Fabrik- oder Handelsmarken in der in Nizza am 

15. Juni 1957 beschlossenen Fassung (Bundesgesetz¬ 
blatt 1962 II S. 125) vorgesehene Erklärung ist ab¬ 
gegeben worden von 

Ungarn mit Wirkung vom .30. Oktober 1970. 

Diese Bekanntmachung ergeht ini .Anschluli an die 
Bekanntmachung vom 30. .lanuar 1970 (Bundesge- 
selzbl. II S. 44). 


Bonn, den I. Juli 1970 

D (' r B u n d e s m i n i s t e r des .Auswärtige n 
In Vertretung 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens 
über den Zivilprozeß 

Vom 4. Juli 1970 

Da.s Haager Übereinkommen vom l.Marz 1954 
über den ZivilprozeB (Bundesgeselzbl. 1958 II S.57b) 
wird nach seinem Artikel 28 Abs. 2 für 

Japan am 26. Juli 1970 

in Krall treten. 

Diese Bekanntmaduiiig ergeht im Ansdiluß an die 
Bekannimadiung vom 31. Juli !9(>8 |Bundes<)eset/- 
blalt H S. 809). ' 


Bonn, den 4. ,luli 1970 


D (' r B u n d e Mii i n i s I o r des A u s w artigen 
In Vertretung 
Fra nk 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Legalisation 

Vom 4. Juli 1970 

Das Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 zur Be¬ 
freiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der 
Legalisation (Bundesgesetzbl. 1965 II S. 875) tritt 
nach seinem Artikel 11 Abs. 2 für 
Japan am 27. Juli 1970 

in Kraft. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 25. Februar 1970 (Bundcsgc- 
setzbl. II S. 121). 


Bonn, den 4. Juli 1970 

Der B u n d e s m i n i s t e r des A u s w ä 11 i g e n 
In Vertretung 
Frank 
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